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1/4 (IV/1) - 680 70 E - Ha 19/72 Bonn, den 11. Februar 1972 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrar-/Wirtschaftspolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung des Rates zur Änderung der Verordnung 
(EWG) Nr. 1059/69 zur Festlegung der Handelsregelung 
für bestimmte, aus landwirtschaftlichen Erzeugnissen her- 
gestellte Waren. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 24. Januar 
1972 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die Anhörung des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Drude; Budidrudcerei R, Madel, 5307 Waditberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr, 1059/69 
zur Festlegung der Handelsregelung für bestimmte, aus 
landwirtschaftlichen Erzeugnissen hergestellte Waren 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel llv3, 227 und 235, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Lage auf dem Weltmarkt eines oder mehrerer 
der in A.rtikel 2 der Verordnung (EWG) Nr. 1059/69 
des Rates vom 28. Mai 1969 zur Festlegung der Han- 
delsregelung für bestimmte, aus landwirtschaftlichen 
Erzeugnissen hergestellte Waren ^), zuletzt geändert 
durch die Verordnung (EWG) Nr, 2551/70-), genann- 
ten Grunderzeugnisse kann im Rahmen der gemein- 
samen Marktorganisation die Anwendung von Maß- 
nahmen zur Verhinderung einer massiven Ausfuhr 
dieser Erzeugnisse erforderlich machen, damit die 
Versorgung der Gemeinschaft sichergestellt bleibt. 

Es muß zu demselben Zweck die Möglichkeit be- 
stehen, ähnliche Maßnahmen für die Waren der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1059/69 anzuwenden, bei deren 
Herstellung eine erhebliche Menge der betreffenden 
Grunderzeugnisse verwendet worden ist - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

In die Verordnung (EWG) Nr. 1059/69 wird ein Arti- 
kel 9 a eingefügt, der wie folgt lautet: 


„Artikel 9a 

Werden bei Anwendung der Bestimmungen einer 
Verordnung über die gemeinsame Marktorganisa- 
tion auf einem bestimmten Sektor bei der Ausfuhr 
eines Grunderzeugnisses Abschöpfungen, Abga- 
ben oder Verbotsmaßnahmen beschlossen, prüft 
die Kommission, ob die Ausfuhr bestimmter Wa- 
ren, bei deren Herstellung eine erhebliche Menge 
dieses Grunderzeugnisses verwendet wurde, die 
Erreichung des durch die Anwendung dieser Be- 
stimmungen verfolgten Zieles beeinträchtigen 
kann. Bejahendenfalls beschließt sie - nach An- 
hörung der Mitgliedstaaten - die Anwendung ge- 
eigneter Maßnahmen bei der Ausfuhr der betref- 
fenden Waren.'' 


Artikel 2 

Die durch die Verordnung (EWG) Nr. 2831/71 des 
Rates vom 24. Dezember 1971 getroffene Regelung 
ist mit Inkrafttreten der von der Kommission in 
Anwendung des Artikels 1 getroffenen Maßnahmen 
nicht mehr anwendbar. 


Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am 1. März 1972 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

g Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 141 
vom 12. Juni 1969, S. 1 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 275 
vom 18. Dezember 1970, S. 2 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 


Der Präsident 
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Begründung 


Auf Grund der erheblichen Preissteigerung für 
Magermilchpulver auf dem Weltmarkt infolge eines 
unzureichenden Angebotes mußte die Kommission 
für die Ausfuhr aus der Gemeinschaft von Mager- 
milchpulver und bestimmten landwirtschaftlichen Er- 
zeugnissen, die Magermilchpulver enthalten, eine 
Ausfuhrabgabe erheben (vgl. Verordnung (EWG) 
Nr, 2227/71 der Kommission vom 18. Oktober 1971 ^), 
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 
2632/71 “)). 

Diese Maßnahme wurde auf die Verordnung (EWG) 
Nr. 804/68 des Rates vom 27. Juni 1968 über die ge- 
meinsame Marktorganisation für Milch und Milch- 
erzeugnisse ^) gestützt, deren Artikel 20 insbeson- 
dere vorsieht, daß die erforderlichen Maßnahmen er- 
griffen werden können, „wenn der Preis - frei Gren- 
ze - eines oder mehrerer Leiterzeugnisse den 
Schwellenpreis erheblich überschreitet, wenn diese 
Lage andauern könnte, und der Markt der Gemein- 
schaft dadurch gestört wird oder gestört zu werden 
droht". 

Die Kommission hat diese Maßnahme ergriffen nach 
den Bestimmungen des Artikels 2 der Verordnung 
(EWG) Nr. 2180/71 des Rates vom 12. Oktober 1971 
über die im Falle von Versorgungsschwierigkeiten 
auf dem Sektor Milch und Milcherzeugnisse anzu- 
wendenden Grundregeln '^). 

Auf Grund des Artikels 14, Absatz 4 der Verordnung 
(EWG) Nr. 1059/69 hat der Rat die Ausfuhrabgabe 
auf bestimmte Waren dieser Verordnung ausge- 
dehnt, die eine erhebliche Menge Magermilchpulver 
enthalten (vgl. Verordnung (EWG) Nr. 2831/71 •')). 

Auf Grund des zu befolgenden Verfahrens konnte 
der Rat jedoch erst am 24. Dezember diese Verord- 
nung erlassen, somit zwei Monate nach Inkrafttreten 
der von der Kommission hinsichtlich des Grunder- 
zeugnisses beschlossenen Maßnahmen. Es muß eben- 
falls darauf hingewiesen werden, daß nach den Be- 
stimmungen des Artikels 14 Absatz 4 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 1059/69 die Anwendungsdauer der 
erlassenen Maßnahme sechs Monate nicht über- 
schreiten kann. 


Durch den Umweg über die Ausfuhr von Waren der 
Verordnung (EWG) Nr. 1059/69 und insbesondere 
von Mischerzeugnissen der TarifsteNen 18.06 D und 
21.07 F, die im allgemeinen nach Wunsch des Käu- 
fers zusammengesetzt sind, ermöglicht diese Lage 
in bestimmtem Umfang die hinsichtlich der landwirt- 
schaftlichen Grunderzeugnisse getroffenen Maßnah- 
men zu umgehen. Es ist deshalb wichtig, daß diese 
Maßnahmen unverzüglich durch Maßnahmen für 
diese Waren ergänzt werden, damit die für die land- 
wirtschaftlichen Grunderzeugnisse getroffenen Be- 
stimmungen ihre volle Wirksamkeit haben. 

Dies ist der Zweck des vorliegenden Verordnungs- 
vorschlages, der die Einfügung eines Artikels 9 b 
in die Verordnung (EWG) Nr. 1059/69 vorsieht, der 
die Kommission ermächtigt, nach Anhörung der Mit- 
gliedstaaten die Maßnahmen auf bestimmte Waren 
auszudehnen, die eine erhebliche Menge landwirt- 
schaftlicher Erzeugnisse enthalten, und die hinsicht- 
lich der Ausfuhr letzterer Erzeugnisse erlassen wer- 
den könnten, sofern die Ausfuhr dieser Erzeugnisse 
die Anwendung der betreffenden Maßnahmen beein- 
trächtigen könnte. 

Dieser Vorschlag ist so abgefaßt, daß er sämtliche 
in Artikel 2 der Verordnung (EWG) Nr. 1059/69 ge- 
nannten Grunderzeugnisse umfaßt, sowie die ver- 
schiedenen Maßnahmen, die getroffen werden kön- 
nen, um die Versorgung der Gemeinschaft mit 
Grunderzeugnissen sicherzustellen. 
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vom 19. Oktober 1971, S. 11 
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